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Rundum-Sorglos-
Paket

Bernd Brodowski,
Vorstandsvorsitzender 

FUK Brandenburg

Während der DFV seit Beginn des 

Jahres aus 16 Bundesländern alle 

relevanten Daten für die Geldleis-

tungen bei Unfällen im Feuerwehr-

dienst zusammengetragen hat, 

stehen nicht einheitliche Leistun-

gen, sondern zusätzliche Entschädi-

gungen auf der Tagesordnung ver-

schiedener Gremien. Es wird darü-

ber nachgedacht, wie Angehörige 

der Feuerwehren im Ausland abge-

sichert sind oder ob so genannte 

schicksalsbedingte Leiden wie z.B. 

der Herzinfakt nicht von der Feuer-

wehr-Unfallkasse entschädigt wer-

den könnten. Auf dem Wunschzet-

tel der Feuerwehren steht das 

„Rundum-Sorglos-Paket“. Einmal 

bei uns ehrenamtlich eingetreten, 

entfällt das eigene private Lebens-

risiko komplett.

Fachleute bescheinigen den Feu-

erwehren einen guten und soliden 

Unfallversicherungsschutz. Muss 

es mehr sein? Wenn der gesetz-

liche Unfallversicherungsschutz 

tatsächlich und objektiv nicht mehr 

ausreichen sollte, muss selbstver-

ständlich nachgebessert werden. 

Aber an der richtigen Stelle und 

für alle in Art und Umfang einheit-

lich. Für den Unfallversicherungs-

schutz brauchen die Feuerwehren 

nicht die Sans souci-Versicherungs-

AG, sondern intelligente Lösungen 

im vorhandenen System.

Der gesetzliche Unfallversiche-

rungsschutz für die Angehöri-

gen der Freiwilligen Feuerweh-

ren zwischen Flensburg und 

Passau ist kaum oder nur 

schwerlich miteinander zu ver-

gleichen. Ein Blick auf andere 

Personengruppen in der gesetz-

lichen Unfallversicherung zeigt 

jedoch, dass die ehrenamt-

lichen Feuerwehrangehörigen 

ganz gut dastehen. Ihr Engage-

ment wird von den Unfallversi-

cherungsträgern als kommu-

nale Einrichtungen honoriert. 

Dies ist das Ergebnis einer Erhe-

bung des Deutschen Feuer-

wehrverbandes (DFV), die zu 

Jahresbeginn 2009 gestartet 

worden war und deren Ergeb-

nisse jetzt in einer „Beta-Versi-

on“ vorliegen. FUK-DIALOG 

durfte schon mal einen Blick auf 

die Daten riskieren.

Wie nicht anders zu erwarten, 

haben sich die Ahnungen nach 

Auswertung der Erhebungsbo-

gen bestätigt: Einerseits gibt es 

in 16 Bundesländern bei einer 

entsprechenden Anzahl von 

Selbstverwaltungen und Auf-

sichtsbehörden keine einheit-

lichen Geldleistungen; anderer-

seits stehen die ehrenamtlichen 

Feuerwehrangehörigen über 

alles betrachtetet ganz gut da 

und sind offensichtlich mit der 

Versorgung in ihren Ländern 

zufrieden. Was nicht heißen soll, 

dass es von Land zu Land Ver-

besserungsbedarf gäbe.

Unterschiede bei SGB-Leis-
tungen
Obwohl das Sozialgesetzbuch 

(SGB) ein Bundesgesetz ist, gibt 

es in Teilbereichen Unterschiede 

in Umfang und Höhe der Leis-

tungen aus der gesetzlichen 

Unfallversicherung. Dies insbe-

sondere dort, wo der Gesetzge-

ber der Selbstverwaltung einen 

Spielraum über die Satzung 

eingeräumt hat. Beispielsweise 

beim Mindest- und Höchst-Jah-

resarbeitsverdienst (JAV) nach 

§ 85 SGB VII, der für die Höhe 

der Versicherten- und Hinter-

bliebenenrenten von wesent-

licher Bedeutung ist.

Weiter auf Seite 5

Deutsche Einheit
HFUK Nord

Mehr Sicherheit
Nahsicht

Am Beispiel der HFUK zeigt sich 

überzeugend, wie die Deutsche 

Einheit gut und nachhaltig vollen-

det werden kann.
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Im Interview mit dem FUK-Dialog 

äußert sich Horst Stechel zu den 

Aufgaben, Rechten und Pflichten 

eines Sicherheitsbeauftragten.
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ANSICHT
Leistungen für Freiwillige Feuerwehren

Unfallversicherungs-
schutz bundesweit kaum
vergleichbar

Hightech-Strategie
BMBF

Das Bundesforschungsministeri-

um investiert verstärkt in die 

Sicherheitsforschung – auch für 

die Einsatzkräfte der Feuerwehr.
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„Die Hanseatische Feuerwehr-

Unfallkasse Nord ist ein hervorra-

gendes Beispiel dafür, wie die 

Deutsche Einheit gut und nach-

haltig vollendet werden kann“, 

erklärte Roland Reime,  Vor-

standsvorsitzender der HFUK 

Nord, im Hinblick auf den 20. 

Jahrestag der Wiedervereini-

gung beider deutscher Staaten. 

„Das Zusammenwirken der Bun-

desländer Hamburg, Meck-

lenburg-Vorpommern und 

Schleswig-Holstein zeigt auch, 

dass der Wille zur ehrenamt-

lichen Hilfeleistung für den 

Nächsten bei den Freiwilligen 

Feuerwehren in Ost- und West-

deutschland gleichermaßen ver-

treten war. Deshalb ist es kein 

Wunder, dass es beim gesetz-

lichen Unfallversicherungsträger 

der Feuerwehren weder in den 

Ministerien noch in der Selbst-

verwaltung Meinungsverschie-

denheiten gibt“, meinte Reime. 

„Die Entscheidung zum „Dreier-

bund“ im Jahre 2006 war völlig 

richtig“, sekundierte die Sozial-

ministerin Mecklenburg-Vorpom-

merns, Manuela Schwesig. 

Die Hanseatische Feuerwehr-

Unfallkasse Nord wurde durch 

gleichlautende Landesverord-

nungen errichtet und ist der ein-

zige landesunmittelbare Unfall-

versicherungsträger der öffent-

lichen Hand, der sich über drei 

Bundesländer erstreckt. Die 

Besonderheit ist jedoch, dass in 

der Kasse alte und neue Bundes-

länder sowie zwei Flächenländer 

und ein Stadtstaat vereinigt sind. 

In allen drei Ländern werden 

Geschäftsstellen unterhalten, um 

die Nähe zu den Versicherten zu 

gewährleisten. Zusätzlichen Ser-

vice bietet ein Technisches Büro 

in der Hansestadt Rostock.

+++ Expertentreffen für Brandprävention und Sicherheitsaufklä-

rung: Forum der Brandschutzerzieher tagt am 16. und 17. Oktober 

in Berlin, Infos: www.brandschutzaufklaerung.de +++ „Jugend-

feuerwehren strukturfit für Demokratie": Fachtagung des Modell-

projektes am 3. und 4. Dezember in Berlin, Infos: www.jugendfeu-

erwehr.de +++ Einheitsdress für die Feuerwehr-Sportgruppe 

„FEUERWEHRFitmacher“: neue FitForFire"-T-Shirts und Sweat-

Shirts, Bestellmöglichkeit unter: www.hfuk-nord.de +++ Ehren-

amtskarte als Dank für bürgerschaftliches Engagement in Schles-

wig-Holstein erschienen, Infos: www.ehrenamtskarte.de +++

Telegramm

Das Führen von Einsatzfahrzeugen 

mit einem Gesamtgewicht > 3,5 

Tonnen und einem Führerschein 

der Klasse B wurde im Straßen-

verkehrsgesetz (StVG) neu gere-

gelt. Diese Änderungen sind am 

23. Juli 2009 in Kraft getreten. 

Was ändert sich? Das Gesetz 

ermöglicht den Ländern, Ange-

hörigen von Hilfeleistungsorga-

nisationen eine spezielle Fahrbe-

rechtigung zu erteilen, die zum 

Führen von Einsatzfahrzeugen bis 

4,75 t bzw. bis 7,5 t berechtigt.

Im Einzelnen heißt das: Feuer-

wehrangehörige, die eine „ein-

fache“ Fahrberechtigung bis 4,75 t 

erwerben wollen, müssen min-

destens seit zwei Jahren im Besitz 

einer gültigen Fahrerlaubnis der 

Klasse B sein und an einer vorge-

gebenen internen Ausbildung teil-

genommen und in einer prakti-

schen Prüfung ihre Befähigung 

nachgewiesen haben. Zum Füh-

ren von Einsatzfahrzeugen zwi-

schen 4,75 bis 7,5 t Gesamtge-

wicht kann eine „qualifizierte“ 

Fahrberechtigung erteilt werden, 

wenn eine entsprechende, von 

den Fahrschulen anzubietende, 

Ausbildung durchgeführt und mit 

einer Prüfung abgeschlossen wur-

de. Dieses Verfahren ist erheblich 

kostengünstiger als der Erwerb 

des normalen C1-Führerscheins. 

Wichtig ist, dass der Feuerwehr-

führerschein nur im Zusammen-

hang mit Fahrten für die Feuer-

wehr eingesetzt werden kann. Ob 

diese eingeschränkte Fahrberech-

tigung später in eine Fahrerlaub-

nis der Klasse C1 umgeschrieben 

werden kann, wird noch geprüft.

Leistungen

Kommt es im Feuerwehrdienst 

zu Unfällen und Verletzungen, 

dürfen auch selbstständige 

Landwirte nicht in eine wirt-

schaftlich kritische Situation 

geraten. Die Feuerwehr-Unfall-

kassen schaffen auch hier Ab-

hilfe. Dabei muss es manchmal 

sehr schnell gehen, denn steht 

in der Haupterntezeit das 

Getreide auf dem Halm oder 

das Milchvieh im Stall, ist 

rasche Unterstützung durch 

eine Ersatzkraft geboten.

Wenn ein Arbeitnehmer wegen 

einer Erkrankung oder eines 

Arbeitsunfalls infolge des Feu-

erwehrdienstes in der Freiwilli-

gen Feuerwehr arbeitsunfähig 

wird, hat er Anspruch auf sechs 

Wochen Entgeltfortzahlung durch 

den Arbeitgeber und bekommt 

anschließend Verletztengeld. 

Bei Selbstständigen werden ins-

besondere die Kosten für eine 

notwendige Ersatzkraft erstattet. 

Hierzu gehören auch Ein-Mann-

Betriebe die dringend auf die 

Arbeitskraft angewiesen sind, 

also Agrarbetriebe, Milchbau-

ern, Reiterhöfe, Obstanbauer, 

Fischereien, Imkereien.

Erleidet ein Landwirt im ehren-

amtlichen Feuerwehrdienst einen 

Unfall, der als Arbeitsunfall aner-

kannt wird, tritt der Versiche-

rungsfall ein. Bei Arbeitsunfähig-

keit zahlt die betreffende Feuer-

wehr-Unfallkasse Verletztengeld 

zum Ausgleich des Einkommens-

verlustes. Nach dem SGB VII wird 

das Verletztengeld bei selbst-

ständiger Tätigkeit aus dem 

Arbeitseinkommen im Kalender-

Versicherungsschutz für Landwirte

Dass Rauchen gesundheitsschä-

digend ist, weiß jeder. Dennoch 

leiden viele am „Laster“ des Rau-

chens – so auch Angehörige der 

Feuerwehren. Aber wie sieht es 

mit dem Versicherungsschutz 

aus, wenn während des Feuer-

wehrdienstes oder des -einsatzes 

zum „Glimmstängel“ gegriffen 

wird? Über diese Frage hat sich 

Versicherungsschutz beim Rauchen

Recht

Hanseatische Feuerwehr-Unfallkasse Nord

Ein kleines Stück Deutsche Einheit

(Ost). Nebenerwerbslandwirte 

erhalten entsprechend ihrem 

Nebenerwerbseinkommen Ver-

letztengeld.

Als Handelnde im Dienste der All-

gemeinheit erhalten Angehörige 

der Freiwilligen Feuerwehr sat-

zungsmäßige Mehrleistungen, 

um finanzielle Mehrbelastungen 

abzufangen.

Beispielsweise: ab dem 1. Tag 

der stationären Behandlung oder 

ab dem 15. Tag der Arbeitsunfä-

higkeit eine tägliche Pauschale, 

Reisekosten für Begleitpersonen 

im Rahmen der medizinischen 

Heilbehandlung. In besonderen 

Fällen werden ergänzende Leis-

tungen gezahlt, z.B. eine Haus-

haltshilfe oder eine Betreuungs-

kraft für die Kinder.

jahr vor dem Eintritt der Arbeits-

unfähigkeit berechnet. Der 

Anspruch gilt für die Dauer der 

Schädigung, wird aber bei an-

haltender Arbeitsunfähigkeit 

nach 72 Wochen geprüft.

Betriebshelfer
Anstelle des Verletztengeldes 

können als Sachleistung die 

Kosten für eine Betriebshilfe 

beantragt werden, um die Fort-

führung des Betreibes zu 

sichern. Bei der HFUK Nord liegt 

der Mindestjahresarbeitsver-

dienst im Jahr 2009 bei 30.240 €, 

der bei niedrigerem Einkom-

men gilt; bei Einkommen in 

unstetiger Höhe wird ein Durch-

schnittswert herangezogen. Als  

Höchstgrenze gilt bei der HFUK 

Nord der Jahresarbeitsverdienst 

von 90.720 € (West) und 76.860 € 

bereits in der Vergangenheit die 

ständige höchstrichterliche Recht-

sprechung mehrfach und deutlich 

positioniert: Das Rauchen und 

Besorgen von Tabakwaren ist 

und bleibt grundsätzlich unversi-

chert! Es handelt sich hierbei um 

die persönlich getroffene Ent-

scheidung eines jeden Einzelnen, 

ob er am „Arbeitsplatz“ dem pri-

Roland Reime, Vorstandsvorsitzender
der HFUK Nord

Straßenverkehrs-
gesetz geändert

Ihren Ursprung kann die Hansea-

tische Feuerwehr-Unfallkasse 

Nord bis zur „General Feuer-Ord-

nungs Cassa“ der Stadt Hamburg 

aus dem Jahre 1676 zurückfüh-

ren. Später wurden die „Schles-

wig-Holsteinische Feuerwehr-

Unfallkasse“ in Kiel (1882) und 

die „Unfallversicherung der Feu-

erwehrleute in den Städten der 

Großherzogtümer Mecklenburg-

Schwerin und -Strelitz“ (1891) 

sowie die „Kasse betreffend die 

Unfallentschädigung beim Feu-

erlösch- und Feuerwehrdienst im 

Domanium des Großherzogtums 

Mecklenburg-Schwerin in 

Schwerin“ (1898) im heutigen 

Geschäftsgebiet errichtet. Die 

damaligen Feuerwehr-Unfall-

Unterstützungskassen wurden 

verwaltet von den öffentlichen 

Feuerversicherungen in Deutsch-

land. Diese gute Tradition wurde 

bis in die heutige Zeit bewahrt. 

Die Hamburger Feuerkasse Ver-

sicherungs-AG und die Provinzial 

Nord Brandkasse AG unterstüt-

zen die HFUK Nord mit nam-

haften Zuwendungen und ent-

lasten damit die Gemeinden im 

Geschäftsgebiet.

Der Deutsche Feuerwehrverband 

(DFV) begrüßt die beschlossene 

Verordnung zur Influenzaschutz-

impfung, nach der nunmehr 

haupt- und ehrenamtliche Feuer-

wehrangehörige kostenlos 

immunisiert werden. Im Recht-

setzungsverfahren war noch im 

August vorgesehen, dass nur 

„Beschäftigte der Vollzugspolizei-

en und der Berufsfeuerwehren“ 

auf Rezept geimpft werden sol-

len. Dagegen hatten der DFV und 

seine Mitgliedsverbände scharf 

protestiert.

Grippeverordnung

Prävention

Manuela Schwesig, Sozialministerin
von Mecklenburg-Vorpommern

vaten Bedürfnis des Rauchens 

nachgehen möchte. Da also Rau-

chen auf private eigenwirtschaft-

liche Belange ausgerichtet und 

damit unversichert ist, stehen 

auch die für das Rauchen erfor-

derlichen Wege nicht unter Ver-

sicherungsschutz. Das gilt selbst 

dann, wenn der Raucher durch 

ein bestehendes Rauchverbot 

gezwungen wird, seinen „Arbeits-

platz“ zu verlassen, um im Rau-

cherraum oder im Freien zu rau-

chen. Nach Auffassung des Rechts-

fragenausschusses der DGUV füh-

ren auch besondere Umstände 

bei der versicherten Tätigkeit 

oder die Stärke des Suchtfaktors 

zu keiner anderen Beurteilung.
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Horst Stechel ist im Ehrenamt 

seit 1988 Mitglied der Frei-

willigen Feuerwehr Schwich-

tenberg/Klockow (MVP) und 

Kreissicherheitsbeauftragter für 

den Landkreis Mecklenburg-

Strelitz. Der staatlich geprüfte 

Sicherheitstechniker verdient 

sein Geld als freiberufliche Si-

cherheitsfachkraft und in dieser 

Funktion überwiegend als Koor-

dinator für Sicherheits- und Ge-

sundheitsschutz auf Großbau-

stellen tätig. Um die Tätigkeit 

eines Sicherheitsbeauftragten 

einmal genauer zu beleuchten, 

fragte der FUK-DIALOG nach.

FUK-DIALOG: Herr Stechel, mit 

dem Thema Sicherheit beschäf-

tigen Sie sich seit Jahren. Welche 

Aufgaben hat ein Sicherheitsbe-

auftragter?

H.S.: Wie schon der Name sagt, 

geht es in erster Linie um die Si-

cherheit im Feuerwehrdienst. 

Die Aufgabe des Sicherheitsbe-

auftragten ist es, Gefährdungen 

frühzeitig zu erkennen und Ge-

genmaßnahmen zu ergreifen 

bzw. vorzuschlagen, am besten 

ist es natürlich, die Gefahren-

quellen schon im Vorfelde aus-

zuschalten. Hierzu gehören das 

Hinweisen auf potenzielle Ge-

fährdungen im Übungsdienst, 

Unterweisen von Feuerwehr-

angehörigen und Atemschutzträ-

gern, Sicherheitsunterweisungen 

der Jugendfeuerwehr, Checks im 

Feuerwehrhaus etc. Auch die 

Schutzausrüstungen und der si-

cherheitstechnische Zustand von 

Geräten und Fahrzeugen oder 

baulichen Gegebenheiten sind 

zu prüfen.

FUK-DIALOG: Nehmen wir ein-

mal an, das Feuerwehrhaus ist 

sehr eng und es kommt dadurch 

zu einer Gefährdung beim An-

kleiden oder Aufsteigen. Heißt es 

dann, überspitzt gesagt, dass Sie 

bei der Gemeinde um ein neues 

Feuerwehrhaus nachfragen?

H.S.: Nein, viele Probleme lösen 

wir erst einmal organisatorisch 

z.B. durch Dienstanweisungen 

und Unterweisungen. In diesem 

Fall wird z.B. erst einmal das 

Fahrzeug vor das Tor gefahren, 

um Platz zu schaffen. Ein wei-

teres Beispiel wären die Feuer-

wehrstiefel, über die Sie bereits 

berichtet haben. Wenn Sie für ei-

nen Brandeinsatz nicht tauglich 

sind, werden sie für Übungen 

oder andere Tätigkeiten genutzt.

FUK-DIALOG: Welche Aufgaben 

erfüllt der Sicherheitsbeauftragte 

im Einsatz?

H.S.: Während eines Einsatzes 

achtet der Sicherheitsbeauftrag-

te auf mögliche Gefährdungen. 

Bei Gefahr im Verzug muss er 

wie jeder andere sofort eingrei-

fen. Jeder kennt auch „Beina-

heunfälle“, bei denen man sich 

sagt: „Gerade noch einmal gut 

ausgegangen“. In der Nachbe-

sprechung mit dem Einsatzleiter 

werden die Gefährdungssituati-

onen besprochen, um in Zukunft 

mögliche Ursachen hierfür aus-

zuschließen.

FUK-DIALOG: Damit sprechen 

Sie eine wichtige Funktion des 

Sicherheitsbeauftragten an. Ob 

technische/bauliche Gegeben-

heiten, Übung oder Einsatz: Es 

geht ja vor allem um Präventi-

on. Erhalten Sie hier Hilfe?

H.S.: Ja, die Träger der Freiwilli-

gen Feuerwehren, also die Städ-

te und Gemeinden, sind für die 

Durchführung des Arbeits- und 

Gesundheitsschutzes in der Feu-

erwehr zuständig und die Lei-

tung der Feuerwehr bestellt den 

Sicherheitsbeauftragten. Die 

Feuerwehr-Unfallkassen fördern 

seine Arbeit mit ihren Präventi-

onsabteilungen, übernehmen 

Schulungen und bilden den Kreis-

sicherheitsbeauftragten aus.

FUK-DIALOG: Welche gesetzliche 

Grundlage gibt es hierfür?

H.S.: Nach Sozialgesetzbuch 

(SGB) VII ist für jede Freiwillige 

Feuerwehr unabhängig von ihrer 

Größe ein Sicherheitsbeauftrag-

ter von der Gemeinde zu bestel-

len. „Dieser hat den Wehrführer 

bei der Durchführung der Unfall-

verhütung zu unterstützen.“

FUK-DIALOG: Sie sprechen die 

unterstützende Funktion an. 

Heißt das, dass der Sicherheits-

beauftragte in seinen Entschei-

dungen nicht weisungsbefugt ist?

H.S.: Richtig, der Sicherheitsbe-

auftragte besitzt keine Weisungs-

befugnis. Er hat die Verpflichtung, 

Feuerwehrangehörige auf Ge-

fahren aufmerksam zu machen 

und diese jährlich zu unterweisen. 

Dabei geht es um Sicherheits-, 

Arbeits- und Gesundheitsschutz 

in den angesprochenen Berei-

chen. Er erstellt mit Hilfe der Ma-

terialien der HFUK Nord eine Ge-

fährdungsbeurteilung und gibt 

diese an den Wehrführer. Bei 

Maßnahmen, die der Träger der 

Feuerwehr ergreifen sollte, gibt 

der Wehrführer die Dokumenta-

tion an diesen weiter. Der Sicher-

heitsbeauftragte muss mit guten 

Argumenten überzeugen.

FUK-DIALOG: Was passiert, 

wenn die Gemeinde nicht über-

zeugt ist?

H.S.: In der Regel finden wir ei-

ne einvernehmliche Lösung, da 

ja niemand grob fahrlässig han-

deln will. Auch der Träger hat ein 

Interesse an präventiven Maß-

nahmen, da sie ja helfen, Unfäl-

le im Vorfeld zu vermeiden.

FUK-DIALOG: Kommen wir jetzt 

zur Funktion des Kreissicherheits-

beauftragten. Welche zusätz-

lichen Aufgaben führen Sie in 

dieser Funktion aus?

H.S.: Als Kreissicherheitsbeauf-

tragter werde ich zweimal jährlich 

von der HFUK Nord fortgebildet. 

Ich gebe diese und weitere Infor-

mationen in Schulungen an die 60 

Sicherheitsbeauftragten meines 

Kreises weiter und stelle entspre-

chendes Material zur Verfügung. 

Zudem bin ich der Ansprechpart-

ner bei Fragen und Problemen.

FUK-DIALOG: Herr Stechel, wir 

danken Ihnen für den interes-

santen Einblick in die Arbeit des 

Sicherheitsbeauftragten.

Horst Stechel im Interview mit dem FUK-Dialog

Was macht eigentlich
ein Sicherheitsbeauftragter?

Horst Stechel bei einer Schulung
von Sicherheitsbeauftragten

Fortsetzung: Leistungen für die Freiwilligen Feuerwehren

Weil die Versichertenrente in der 

Regel nach dem individuellen 

Arbeitseinkommen im Jahr vor 

dem Unfall (JAV) und dem Pro-

zentsatz der Minderung der 

Erwerbsfähigkeit (MdE) errech-

net wird, ist es für Geringverdie-

ner mit einem JAV von 13.600 € 

schon hilfreich, wenn die Rente 

mindestens nach einem fiktiven 

Mindest-JAV von 25.620 € 

berechnet wird. Die größte 

ermittelte Differenz würde bei 

der Mehrzahl der Renten (20 % 

/ 30 % MdE) monatlich 176 / 

264 € betragen.

Auch für die berühmten „Besser-

verdiener“ werden von Land zu 

Land unterschiedliche Korsett-

stangen eingezogen. Den nied-

rigsten Höchst-JAV hat der DFV 

in Brandenburg mit 64.050 € 

ermittelt. Hier stellt sich schon 

aus verbandspolitischen Überle-

gungen die Frage, ob dies mit 

dem Werben um neue und qua-

lifizierte Feuerwehrleute zu ver-

einbaren ist.

Weiter Unterschiede in 
Ost und West
Die alljährlich von der Bundesre-

gierung festgesetzte Bezugsgrö-

ße nach § 18 SGB IV orientiert, 

sich an den tatsächlichen  Ein-

kommensverhältnissen und teilt 

weiter in Ost (25.620 €) und 

West (30.240 €). Allein beim 

Mindest-JAV, der ja den Lebens-

standard (mit) sichern soll: kann 

es zu Differenzen von 2.772 € 

bis 14.868 € zwischen den 

Unfallversicherungsträgern 

kommen. Auch wenn dies nur 

die Rechengrößen darstellen, 

von denen die Renten abgelei-

tet werden, können die Unter-

schiede mehr als 800 € monat-

lich betragen.

Bezugsgrößen 2009
(gesetzlich geregelt nach § 18 

SGB IV)

West = 30.240 € jährlich

Ost = 25.620 € jährlich

Mindestpflegegeld 2009
(gesetzlich geregelt nach § 44 

SGB IV)

West = 307 € monatlich

Ost = 269 € monatlich

Satzungsrecht
Die Selbstverwaltungen der Un-

fallversicherungsträger können 

über die Satzung die Höhe des 

Mindest- und des Höchst-Jahres-

arbeitsverdienstes sowie Art 

und Umfang der Mehrleistun-

gen nach § 94 SGB VII regeln.

Mehr für ehrenamtlichen 
Einsatz
Für ehrenamtliches Engagement 

und gefahrvollen Einsatz sieht 

der Gesetzgeber vor, dass die 

Unfallversicherungsträger über 

den konnten (deshalb Beta-Ver-

sion):

1. treten die privaten Unfallversi-

cherungen in jedem Leistungsfall 

und nicht nur subsidiär, also nur 

dann, wenn der gesetzliche UV-

Träger nicht leistet, ein und 

2. macht es Sinn, kommunales 

Geld in beitragsfinanzierte pri-

vate Versicherungen zu stecken, 

wenn die umlagefinanzierten 

UV-Träger die gleiche Leistung 

erbringen könnten?

Das „Alles-aus-einer-
Hand-Prinzip“
Die gesetzlichen Unfallversiche-

rungsträger haben sich seit jeher 

dem „Alles-aus-einer-Hand-Prin-

zip“ verbunden gefühlt. Von 

Fachleuten gesteuerte medizi-

nische und berufliche Rehabilita-

tion, Wohnungshilfe, Kraftfahr-

zeughilfe, soziale Rehabilitation 

sind nur einige Stichworte der 

„Kundennähe“, die von den Feu-

erwehr-Unfallkassen und den 

übrigen gesetzlichen Unfallversi-

cherungsträgern gelebt werden. 

Das privatwirtschaftliche „Zahle 

und vergesse“ ist so nicht vorge-

sehen. Im übrigen ist es für die 

Feuerwehrangehörigen immer 

von Vorteil, wenn sie im Leis-

tungsfall nur einen Ansprechpart-

ner haben und nicht in den 

Warteschlangen der Call-Center 

„verhungern“.

Vergleichende Übersicht 
im November
Nachdem die „Beta-Version“ 

noch zu verifizieren ist und sich 

der Präsidialrat des DFV mit der 

bundesweiten Übersicht beschäf-

tigen will, wird diese Übersicht 

erst im November auf der Home-

page des DFV im Internet abruf-

bar sein. Dem Vernehmen nach 

soll die Übersicht jedoch auch 

einzelnen Fachgremien der Län-

der für weitere Beratungen zur 

Verfügung stehen.

die Satzung „Mehrleistungen“ (§ 

94 SGB VII) gewähren können. 

Hier trennt sich dann die Spreu 

vom Weizen. Spätestens bei den 

einmaligen Kapitalzahlungen an 

die verletzten  Versicherten oder 

deren Hinterbliebene zeigt sich, 

wie nah die Selbstverwaltung 

mit der Freiwilligen Feuerwehr 

verbunden ist. Hier geht es nicht 

um die Sicherung der Grundver-

sorgung, sondern um das Hono-

rieren einer freiwilligen,  gefahr-

geneigten Tätigkeit zum Wohle 

der Allgemeinheit. Hier zählt 

auch nicht der erste Blick auf eine 

vergleichbare Zahl. Auch bei den 

Unfallversicherungsträgern der 

öffentlichen Hand zählt der Blick 

aufs „Kleingedruckte“.

So gewährt die Feuerwehr-

Unfallkasse Niedersachsen 

85.000 € einmalige Mehrleis-

tungen bei einem Dauerscha-

den von 100 % Minderung der 

Erwerbsfähigkeit (MdE) und 

8.500 € bei 10 % MdE, während 

die Unfallkasse für das Saarland 

zwar 80.000 € zahlt, aber erst 

bei einer MdE ab 80 %. Alle 

übrigen Verletzten gehen leer 

aus.

Zusätzliche Unfallver-
sicherungen
Verschiedene Bundesländer ver-

pflichten die Kommunen per 

Gesetz zum Abschluss zusätzlicher 

Unfallversicherungen für Feuer-

wehrangehörige bei privaten 

Versicherungsgesellschaften. Die 

Versicherungssummen, die für 

den Fall der Vollinvalidität (100% 

MdE bzw. Einschätzung nach 

Gliedertaxe) abgeschlossen wer-

den, sind beachtlich. Die Freie 

Hansestadt Bremen ist hier mit 

gut 230.000 € Spitzenreiter. Die-

se Entschädigungshöhe wird 

auch von keiner Feuerwehr-

Unfallkasse erreicht, soll auch 

nicht. Es stellen sich jedoch zwei 

Fragen, die bei der Erhebung 

nicht abschließend geklärt wer-
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Die demografische Entwicklung 

bringt die Freiwilligen Feuerweh-

ren in Zugzwang. Während eine 

Seite "Alarm" ruft, sieht die 

andere Seite der Entwicklung mit 

stoischer Gelassenheit entgegen, 

auch diese Herausforderung zu 

meistern. Dennoch rumort es in 

den Feuerwehren und bei den 

verantwortlichen Kommunal- 

und Landespolitikern. Plötzlich 

werden Altersgrenzen verscho-

ben, um den Nachwuchs für die 

Feuerwehren sicher zu stellen. 

Bei den Argumenten für das Pro 

und Contra wird auch der Hin-

weis auf den Unfallversiche-

rungsschutz für "zu jung" und 

"zu alt" gern strapaziert. FUK-

DIALOG sprach mit Geschäftsfüh-

rer Lutz Kettenbeil, Hanseatische 

Feuerwehr-Unfallkasse Nord,  

über die jüngsten Entwicklungen 

in der Feuerwehr.

FUK-DIALOG: Herr Kettenbeil, 

Ihre Versicherten werden immer 

jünger und immer älter, bereitet 

es Ihnen Sorgen?

LK: Nein, die gesetzlichen Unfall-

versicherungsträger können sich 

den Kreis der bei ihnen versi-

cherten Personen nicht aussu-

chen. Letztlich entscheiden die 

Landesgesetzgeber sowie die 

Städte und Gemeinden über den 

Umfang und die Bedingungen, 

zu denen die Feuerwehr-Unfall-

kassen den Unfallversicherungs-

schutz bereitstellen.

FUK-DIALOG: Man könnte ja mei-

nen, dass Sie der Entwicklung mit 

Gelassenheit entgegensehen. 

Aber was sollen Sechsjährige in 

der Feuerwehr?

LK: Natürlich beobachten wir die 

Entwicklung der Altersgrenzen in 

den Feuerwehren mit Interesse, 

um unseren Beitrag als Versiche-

rungsträger leisten zu können. 

Wir haben jedoch nicht über die 

Rahmenbedingungen des Feuer-

wehrdienstes zu entscheiden. 

Den Kern der Frage, welches die 

richtigen Altersgrenzen sind, 

müssen die Fachleute der Feuer-

wehren, die Landesregierungen 

und die Selbstverwaltung in den 

Kommunen, vielleicht auch 

Arbeits- und Sportmediziner, ent-

scheiden. Die Feuerwehr-Unfall-

kassen müssen dann die getrof-

fenen Entscheidungen in die Pra-

xis von Prävention und Rehabili-

tation umsetzen.

FUK-DIALOG: Nun gibt es aber 

von Nord nach Süd in allen Bun-

desländern unterschiedliche 

Altersgrenzen. Hat jedes Bundes-

land für sich den "Stein der Wei-

sen" gefunden?

LK: Hier berühren Sie einen 

Punkt, der zur Diskussion auf-

fordert. Dennoch muss man zur 

Kenntnis nehmen, dass wir in 

einem föderalistischen Bundes-

staat leben, die Feuerwehren 

Einrichtungen der Gemeinden 

sind und die Länder den Rah-

men durch Brandschutzgesetze 

und -verordnungen schaffen. Je 

massiver der Mitgliederschwund 

und die schwindende Einsatzbe-

reitschaft in den Freiwilligen 

Feuerwehren von interessierter 

Seite dargestellt werden, desto 

schneller reagieren die poli-

tischen Entscheidungsträger.

FUK-DIALOG: Wären nicht ein-

heitliche Altersgrenzen von Vor-

teil?

LK: Natürlich. Allein in unserem 

Geschäftsgebiet gibt es beim Ein-

trittsalter für die Jugendfeuer-

wehr das sechste und das zehnte 

Lebensjahr. In Schleswig-Holstein 

laufen an der Basis Bestrebun-

gen für ein Pilotprojekt, mit acht 

Jahren in die Jugendfeuerwehr 

eintreten zu können. Dabei ist 

die Argumentationslinie immer 

die gleiche: Wenn die Altersgren-

ze "X" nicht gesenkt wird, guckt 

die (Jugend)Feuerwehr in die 

Röhre. Allein für die Ausrichtung 

unserer Präventionsarbeit wären 

einheitliche Altersgrenzen von 

Vorteil. Dies jetzt jedoch eine 

Länder übergreifende Zusam-

menarbeit voraus.

FUK-DIALOG: Wie wird denn eine 

altersgerechte Prävention bei den 

Feuerwehr-Unfallkassen ausseh-

en? Gibt es künftig Schutzkleidung 

in XXXS? 

LK: Wie schon gesagt, die Unfall-

versicherungsträger entscheiden 

nicht über die Art und Weise, 

wie in der Feuerwehr das "Pro-

dukt" Sicherheit entsteht. Das 

wäre ja genauso, als wenn die 

Berufsgenossenschaft BAU einen 

Unternehmer sagen würde, ob 

und wie er ein Hochhaus bauen 

muss.

FUK-DIALOG: Aber es gibt doch 

Sicherheitsvorschriften.

LK: Richtig, um beim Beispiel 

Hochhaus zu bleiben: Wenn es 

dann gebaut wird, muss für die 

am Bau beteiligten Versicherten 

die höchst mögliche Sicherheit 

herrschen. Bei der Feuerwehr 

kommt dann die FUK durch Prä-

vention mit Augenmaß wieder 

ins Spiel.

FUK-DIALOG: Herr Kettenbeil, 

wir danken Ihnen für dieses 

Gespräch. 

Gibt es das richtige
Alter für die Feuerwehr?

Lutz Kettenbeil, Geschäftsführer
der HFUK Nord

Das Übertrittsalter von Jugend-

feuerwehrangehörigen in den 

aktiven Dienst und die Teilnahme 

am Einsatzdienst ist in den ein-

zelnen Bundesländern durch 

landesrechtliche Vorschriften 

geregelt. In Hamburg ist eine 

Teilnahme am Einsatz generell 

erst ab 18 Jahren erlaubt. In 

Mecklenburg-Vorpommern, Thü-

ringen und Brandenburg gelten 

niedrigere Übertrittsgrenzen in 

die aktive Einsatzabteilung, 

jedoch innerhalb sehr enger 

Rahmenbedingungen. Ausführ-

liche Informationen geben die 

Feuerwehr-Unfallkassen der ein-

zelnen Länder.

In Schleswig-Holstein hat sich in 

diesem Jahr eine neue Rechts-

grundlage entwickelt: Auch das 

Mitwirken von Jugendfeuerwehr-

angehörigen im Realeinsatz, so 

wie es zuvor unter ganz engen 

Rahmenbedingungen begrenzt 

möglich war, ist nach dem Erlass 

des Innenministeriums vom 13. 

Januar und dem Inkrafttreten 

der neuen Satzung nicht mehr 

vorgesehen. In den „Bestim-

mungen über die Jugendabtei-

lung der Freiwilligen Feuer-

wehr“ § 12 (3) heißt es: „Mit-

glieder der Jugendfeuerwehr 

nehmen nicht an Einsätzen teil.“ 

Dabei wird das Alter in der 

Jugendfeuerwehr mit Vollen-

dung des 10. Lebensjahres bis 

vor Vollendung des 17. Lebens-

jahres festgelegt; in der Regel 

mit Vollendung des 18. Lebens-

jahres erfolgt der Übertritt in die 

Einsatzabteilung der Freiwilligen 

Feuerwehr. Und auch danach ist 

die Teilnahme an Einsätzen erst 

möglich, wenn die Truppmann-

ausbildung komplett absolviert 

worden ist. Dieses ist unabhän-

gig von einer eventuellen vor-

herigen Mitgliedschaft in einer 

Jugendfeuerwehr zu sehen.

Jugendliche im
Einsatz?

Das Bundesministerium für 

Arbeit und Sozialordnung (BMAS) 

sieht keinen Grund, schwerwie-

gende kardiale Zwischenfälle, 

z.B. Herzinfarkte, bei Feuerwehr-

leuten im Einsatz als Berufskrank-

heit anzuerkennen. In einem 

Schreiben an den Petitionsaus-

schuss des Deutschen Bundes-

tages wird festgestellt, dass es 

keiner Änderung der Berufs-

krankheiten-Verordnung (BKVO) 

bedürfe; auch lägen die for-

mellen Voraussetzungen hierfür 

nicht vor. Vielmehr würden heute 

Herzinfarkte als Arbeitsunfälle 

Herzinfarkt keine Berufskrankheit 

Recht

anerkannt, wenn die Ursache in 

den Belastungen des Feuerwehr-

dienstes (infolge einer versicher-

ten Tätigkeit) zu suchen ist. Das 

Bundessozialgericht (BSG) habe 

schon 1997 darauf abgestellt, 

dass der Maßstab für die Ent-

scheidung, ob ein entschädi-

gungspflichtiger Arbeitsunfall 

vorliegt, die individuelle „Belas-

tungsgrenze“ des Feuerwehr-

angehörigen sei (2 RU 8/96). 

Damals habe das BSG das Vorlie-

gen eines Arbeitsunfalls bei 

einem vorerkrankten Feuer-

wehrmann bejaht, der während 

einer Alarmübung wesentlich 

bedingt durch die damit verbun-

dene Stresssituation einen Herz-

infarkt erlitten hatte. Dieser Mit-

teilung des BMAS ging die Petiti-

on eines Mediziners voraus, der 

seine Eingabe mit einem Bericht 

über statistische Auswertungen 

von Todesfällen bei Feuerwehr-

angehörigen in den Vereinigten 

Staaten begründete.

Gute Ernährung und viel Bewe-

gung schützen die Einsatzkräfte 

der Feuerwehr. In seiner Antwort 

an den Petitionsausschuss des 

Bundestages verweist das BMAS 

auch darauf, dass die US-Studie 

nicht ohne Weiteres auf die 

Feuerwehren der Bundesrepub-

lik übertragen werden könne. 

Im Zusammenhang mit den 

möglichen Ursachen für Herzin-

farkte wurde aus der US-Studie 

jedoch auch zitiert:

„Das Risiko koronarer Ereignisse 

bei der Brandbekämpfung kann 

dadurch erhöht sein, dass es vie-

len Feuerwehrleuten an ausrei-

chender körperlicher Fitness 

mangelt, das kardiovaskuläre 

Risikofaktoren vorliegen…

Der Berufsgenossenschaftliche 

Grundsatz für arbeitsmedizi-

nische Vorsorgeuntersuchungen 

„Atemschutzgeräte“ (G26) weist 

in seiner Fassung vom Septem-

ber 2007 (publiziert in: Berufs-

genossenschaftliche Grundsätze 

für arbeitsmedizinische Vorsor-

geuntersuchungen, 4. Auflage, 

Gentner 2007) einige Modifika-

tionen auf. Sie betreffen – neben 

redaktionellen Änderungen – 

die Abschnitte >Spezielle Unter-

suchung< und >Kriterien<.

Im Abschnitt „Spezielle Untersu-

chung“ wurden einige Parame-

ter für die Gerätegruppen 2 und 3 

eingefügt. Durch diese Parameter 

soll die Aussage, ob gesundheit-

liche Bedenken gegen die Ausü-

bung der jeweiligen Tätigkeit 

bestehen oder nicht, präzisiert 

und gestützt werden. Der Kriteri-

enkatalog selbst ist seit mehr als 

15 Jahren im Wesentlichen unver-

ändert geblieben. Die nunmehr 

bei der speziellen Untersuchung 

neu aufgelisteten Labor-Parame-

ter mussten letztlich auch schon 

bislang bestimmt werden, um 

die Fragestellung „G 26“ sachge-

recht beantworten zu können. In 

diesem Zusammenhang wurde 

die Bestimmung des Nüchtern-

Blutzuckers wegen der erforder-

lichen Entnahmebedingungen 

besonders kritisch gesehen. 

Gemäß der evidenzbasierten Leit- 

linie „Definition, Klassifikation 

und Diagnostik des Diabetes 

mellitus“ der Deutschen Diabetes-

Gesellschaft aus dem Jahr 2004 

kann – unter Anwendung wis-

senschaftlich anerkannter Metho-

den – zunächst auch ein so ge-

nannter Gelegenheits-Blutzucker 

(nach einer zuvor eingenom-

menen Mahlzeit) bestimmt wer-

den. Wenn dieser auffällig ist, ist 

anschließend der Nüchtern-Blut-

zucker zu bestimmen, weil nur 

dieser entsprechend aussage-

kräftig ist und Fehlinterpretati-

onen vermeidet.

Auch die Aufnahme des Body-

Mass-Index (BMI) in den Abschnitt 

„Kriterien“ wurde kritisiert, nach-

dem bislang nur der Broca-Index 

festgeschrieben war. Der BMI – 

als international anerkannter 

und mittlerweile bekannter Wert 

– wurde beispielhaft aufgelistet. 

Es handelt sich um einen im Sinne 

der gesundheitlichen Prävention 

gewählten und hier großzügig 

bemessenen Zahlenwert, der 

den Beteiligten eine Richtschnur 

für ihr Handeln geben soll. Bei 

Beachtung des BMI oder auch des 

Broca-Index können Defizite in 

der Leistungsfähigkeit rechtzeitig 

erkannt werden und treten nicht 

überraschend auf, da sich Über-

gewicht meist schleichend über 

viele Jahre entwickelt. Weiter 

muss stets die Gesamtheit der 

Befunde und nicht nur ein ein-

zelner Zahlenwert betrachtet 

werden – es ist regelmäßig nicht 

wahrscheinlich, dass ein Unter-

suchter nur ein relativ hohes 

Übergewicht hat, aber alle ande-

ren Parameter sich im Normbe-

reich befinden.

Abschließend sei generell auf den 

Charakter der Berufsgenossen-

schaftlichen Grundsätze für 

arbeitsmedizinische Vorsorgeun-

tersuchungen – auch des G 26 – 

verwiesen. Es handelt sich nicht 

um starre Vorgaben, sondern um 

Empfehlungen mit Leitliniencha-

rakter, die dem fachkompetenten 

Arbeitsmediziner/Betriebsmedi-

ziner einen Entscheidungsspiel-

raum lassen, dessen Ausnutzung 

dann von Fall zu Fall zu begrün-

den ist (z. B. kann im G 26 die 

individuelle Tätigkeit eine Rolle 

spielen). Wegen dieses Leitlinien-

charakters dürfen die Grundsätze 

nicht von den Leitlinien anderer 

medizinischer Fachgesellschaften 

abweichen. Insgesamt gilt: Wer 

sich als untersuchender Arbeits-

mediziner/Betriebsmediziner an 

die Berufsgenossenschaftlichen 

Grundsätze hält, kann grundsätz-

lich davon ausgehen, dass er im 

Sinne des Paragrafen 4 Nummer 

3 des Arbeitsschutzgesetzes rich-

tig handelt.
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Unter diesem Motto widmet sich 

das „FUK-Forum Sicherheit“ 

2009 der Schutzausrüstung der 

Zukunft. Die Fachtagung findet 

am 10. und 11. Dezember 2009 

in der Handelskammer Hamburg 

statt und richtet sich an Führungs-

kräfte der Feuerwehren, Sicher-

heitsingenieure und -beauftragte 

sowie Fachkräfte für Arbeitssi-

cherheit. Es sind noch Restplätze 

frei. Anmeldung unter:

www.hfuk-nord.de

Bis zum Jahr 2010 investiert das 

Bundesforschungsministerium 

rund 123 Millionen Euro in die 

Sicherheitsforschung. Ziel der 

Hightech-Strategie ist es, Inno-

vationen zu entwickeln, die 

mehr Sicherheit als bisher bie-

ten. Die besten Ideen aus Wis-

senschaft und Forschung sollen 

auch den Einsatzkräften der 

Feuerwehr das Leben erleich-

tern. Es sollen sichere und hand-

habungsfreundliche Technolo-

gien sowie Instrumente für die 

Kommunikation und Koordina-

tion entwickelt werden. Beson-

deres Schwergewicht, so Prof. 

Dr. Thoma von der Fraunhofer-

Gesellschaft, wird auf so 

genannte Smart Clothes, intelli-

gente Funktions- und Schutzbe-

kleidungen für Einsatzkräfte, 

gelegt. In diese wird dann schon 

die Sensor- und Kommunikati-

Impressum

Herausgeber: Arbeitsgemeinschaft der Feuerwehr-Unfallkassen Deutschlands 
FUK Brandenburg, Hanseatische FUK Nord, FUK Mitte
V.i.S.d.P.: Lutz Kettenbeil, Hanseatische FUK Nord, Hopfenstraße 2d, 24097 Kiel
Redaktion: Hilke Ohrt, Redaktionsbüro wortgut, Ottendorfer Weg 4, 24119 
Kronshagen
Satz: Carola Döring, Gestaltung aus Flensburg, Norderstr. 46, 24939 Flensburg
Druck: Pirwitz Druck & Design, Eckernförder Straße 259, 24119 Kronshagen
Fotos: Feuerwehr-Unfallkassen, Deutscher Feuerwehr Verband, Holger Bauer/LFV 
S-H, Sozialministerium M-V, Deutsche Feuerwehrzeitung, Redaktion FUK-Dialog
Erscheinungsweise: alle 3 Monate
Rechtliche Hinweise: Texte, Fotos und Gestaltung sind urheberrechtlich geschützt. 
Nachdruck und Verbreitung sind nur nach Rücksprache und bei Nennung der Quelle 
gestattet. Für unverlangt eingesandte Manuskripte, Illustrationen und Fotos über-
nimmt die Redaktion keine Haftung. © 2009 by FUK-Dialog. Alle Rechte vorbehalten.

Sie möchten schneller wissen, 

was bei der FUK los ist? Unsere 

kostenlosen E-Mail-Newsletter 

informieren Sie regelmäßig. 

Einfach abonnieren unter:

www.fuk-dialog.de

INFORMATIONEN

Sicherheitsforschung

Hightech für die Feuerwehr

„Vision
Schutzausrüstung“

onstechnik „eingebaut“ sein.

So soll künftig die Ortung von 

Einsatzkräften für die Einsatz-

leitstellen kein Problem mehr 

sein. Der Standort jeder Einsatz-

kraft soll durch die Integration 

mobiler Ortungssysteme in die 

Bekleidung abgefragt werden 

können. Wünschenswert wäre 

es auch, die Vitaldaten wie Puls, 

Atemfrequenz und Blutdruck 

kontinuierlich abfragen zu kön-

nen. Damit könnten Überan-

strengung oder gesundheitliche 

Gefährdungen frühzeitig erkannt 

werden.

Moderne Schutzkleidung soll 

künftig noch mehr als bisher 

können: Sie schützt nicht nur 

vor Wärmestrahlung, sondern 

auch vor giftigen Gasen und 

Aerosolen. Sie ist atmungsak-

tiv, reißfest, leicht, flexibel und 

überaus bequem. Kurz gesagt: 

Die PSA besteht aus Hochleis-

tungstextilien. Und wenn noch 

eine kleine Energiequelle ein-

genäht wird, leuchtet die Ein-

satzschutzkleidung – ohne äuße-

re Lichtquelle – durch elektrolu-

mineszierende Schichten. Stich-

wort „Leuchttextilien“.

Auch aus der Luft sollen die Ein-

satzleitungen künftig unterstützt 

werden. Keine Hubschrauber, 

Sportflugzeuge oder gar Bundes-

wehr-Tornados, sondern fernge-

steuerte Drohnen sollen den 

Feuerwehrführern ein aktuelles 

Lagebild aus der Luft liefern. Mit 

dem „Air-Shield-System“ soll die 

Erkundung besonderer Lagen 

unterstützt und die Gefährdung 

von Einsatzkräften vermieden 

werden. Projektpartner ist die 

Feuerwehr Dortmund, Institut 

für Feuerwehr- und Rettungs-

technologie.

Die Informationsschrift zur High-

tech-Strategie ist anzufordern 

beim BMBF unter der E-Mail-

Adresse: books@bmbf.bund.de

Weitere Informationen:

www.bmbf.de

Ihr Draht zur Redaktion:

Christian Heinz

0431/6031747 oder

redaktion@fuk-dialog.de
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